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Geschäftszahl: 2022-0.330.138  

Begutachtungsverfahren 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über den Schutz der Tiere 

(Tierschutzgesetz-TSchG) BGBl. I Nr. 118/2004, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBl. I Nr. 86/2018, geändert wird 

 

Das Bundesministerium für Finanzen beehrt sich, zu dem mit Note vom 4. Mai 2022 unter 

der Geschäftszahl 2022-0.322.183 zur Begutachtung übermittelten Entwurf eines 

Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz über den Schutz der Tiere (Tierschutzgesetz-

TSchG) BGBl. I Nr. 118/2004, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 86/2018, 

geändert wird, fristgerecht wie folgt Stellung zu nehmen:  

Allgemeine Anmerkung 

 

Gegen das Regelungsvorhaben besteht unter der Maßgabe, dass etwaige damit 

verbundene Mehraufwendungen (siehe Stellungnahme zur WFA) aus dem regulären 

Budget des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 

ohne Mehranforderungen an den Bundeshaushalt bedeckt werden, grundsätzlich kein 

Einwand. 

 

Stellungnahme zur Wirkungsorientierten Folgenabschätzung (WFA) 
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Das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz führt aus, 

dass sich aus den gegenständlichen Maßnahmen keine finanziellen Auswirkungen auf den 

Bund, die Länder, die Gemeinden oder auf die Sozialversicherungsträger ergeben sollen. 

Insbesondere in Hinblick auf die Regelungen in § 44 Abs. 29 und 30 kann seitens des 

Bundesministerium für Finanzen nicht nachvollzogen werden, dass gegenständliche Novelle 

keine finanziellen Auswirkungen hat. Das in § 44 Abs. 29 geregelte Projekt betreffend die 

Evaluierung der Haltungssysteme wird aus Sicht des Bundesministeriums für Finanzen zu 

finanziellen Auswirkungen führen. Des Weiteren ist davon auszugehen, dass die in § 44 Abs. 

30 geregelte Ergänzung des Berichts gemäß § 7 Landwirtschaftsgesetz 1992 (Grüner 

Bericht) mit einem eigenen Kapitel über die Weiterentwicklung der Stallbausysteme und 

der Fördermaßnahmen im Schweinebereich mit den Schwerpunkten Tierwohl, 

Wirtschaftlichkeit, nationale Selbstversorgung sowie einem Vergleich zu anderen 

europäischen Standards einen finanziellen Aufwand in der UG 42 verursachen wird. 

Demnach darf das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und 

Konsumentenschutz ersucht werden, nochmals zu prüfen, ob mit den beabsichtigten 

Maßnahmen nicht doch finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte verbunden 

sind und gegebenenfalls eine entsprechende Darstellung in der WFA vorzunehmen. Sollten 

mit dem Regelungsvorhaben tatsächlich keinerlei finanzielle Auswirkungen verbunden sein, 

so wäre dies in der WFA nachvollziehbar zu begründen. 

Das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz wird 

ersucht, die WFA zu ergänzen und dem Bundesministerium für Finanzen erneut zu 

übermitteln. 

 

 

Wien, 23. Mai 2022 

Für den Bundesminister: 
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Mag. Heidrun Zanetta 

Elektronisch gefertigt 
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